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Gesetz 
über die Gewährung von Sonderzahlungen zur 

Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise 
in den Jahren 2023 und 2024 für das 

Land Nordrhein-Westfalen sowie zur Änderung 
des Landesministergesetzes 

Der Landtag ha t das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die Gewährung von Sonderzahlungen zur 

Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise 
in den Jahren 2023 und 2024 für das 

Land Nordrhein-Westfalen sowie zur Änderung 
des Landesministergesetzes 

Vom 9. April 2024 

20320 

Artikel 1 
Gesetz über die Gewährung von Sonderzahlungen zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise in den 

Jahren 2023 und 2024 für das Land Nordrhein-Westfalen 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewährung von Sonderzah­
lungen zur Abmilderung der Folgen gestiegener Verbrau­
cherpreise (Sonderzahlung) in den Jahren 202 3 und 2024 
für die 

1. Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemein­
den , der Gemeindeverb ände sowie der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften , 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2 . Richterinnen und Richter des Landes, 

3 . Empfängerinnen und Empfänger von Unterhaltsbei­
hilfen a ufgrund eines öffentlich-rechtlichen Aus­
bildungsverhältnisses als Justizsekretäranwärterin , 
Justizsekretäranwärter, Gerich tsvollziehera nwärterin, 
Gerichtsvollziehera nwärter, Fachlehrerin in Ausbil­
dung, Fachlehrer in Ausbildung, Forstinsp ektoran­
wärterin, Forstinsp ektoranwärter, Forstreferendarin , 
Forstreferendar, Rechtsreferendarin oder Rechtsrefe­
rendar des Landes und 

4. Ver sorgungsempfä ngerinnen und Versorgungsempfän­
ger, denen laufende Ver sorgungsbezüge zustehen , die 
das Land , eine Gemeinde, ein Gemeindeverba nd oder 
eine der sonstigen der Aufsicht des Landes unter­
stehenden Körper schaften , Anstalten oder Stiftungen 
des öffentlichen Rechts zu tragen ha t. 

Ausgenommen sind Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte 
sowie ehrenamtliche Richterinnen und Richter. 

(2 ) Dieses Gesetz gilt n icht für die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihre Verbände . 

§2 

Einmalige Sonderzahlung für das Jahr 2023 
für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, 

Unterhaltsbeihilfeempfängerinnen und 
Unterhaltsbeihilfeempfänger 

(1) Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 erhalten eine Sonderzahlung für das Jahr 2023 , 
wenn 

1. das Dienstverhältnis am 9. Dezember 2023 bestanden 
hat und 

2. sie in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 8. Dezem­
ber 2023 mindestens an einem Tag Anspruch auf Be­
soldung a us diesem Dienstverhältni s ha tten . 

(2) Berechtigte n ach § 1 Absatz 1 Sa tz 1 Nummer 3 er­
ha lten eine Sonderzahlung für das Jahr 2023, wenn 

1. das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhältnis am 
9. Dezember 2023 bestanden hat und 

2. sie in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 8. Dezem­
ber 2023 mindestens an einem Tag Anspruch auf Un­
terhaltsb eihilfe aus diesem öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnis hatten. 

(3) Die Höhe der Sonderzahlung beträgt 

1. für Berechtigt e nach § 1 Absa tz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 mit Anspruch auf Dienstbezüge nach § 1 Ab­
satz 4 des La ndesb esoldungsgesetzes vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S . 642) in der jeweils gel­
tenden Fassung 1800 Euro, 

2. für Berechtigte nach § 1 Absa tz 1 Satz 1 Nummer 1 
mit Anspruch auf Anwärterbezüge nach § 1 Absatz 5 
Nummer 1 des Landesbesoldungsgesetzes 1000 Euro 
und 

3. für Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Sa tz 1 Nummer 3 
mit Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe 1000 Euro. 

(4) Der Anspruch auf Gewährung der Sonderzahlung 
richtet sich gegen den Dienstherrn, gegen den die oder 
der Berechtigte zum Stichtag 9. Dezember 2023 An­
spruch auf Besoldung oder Unterhaltsb eihilfe hatte. 
Soweit am genannten Stichtag kein Anspruch auf Be­
soldung oder Unterhaltsbeihilfe bestand , richtet sich der 
Anspruch abweichend von Satz 1 gegen den Dienstherrn, 
gegen den di e oder der Berechtigte im Zeitraum vom 
1. August 2023 bis zum 8. Dezember 2023 zuletzt An­
spruch auf Besoldung oder Unterhaltsbeihilfe ha tte. 

§3 
Monatliche Sonderzahlungen für das Jahr 2024 
für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, 

Unterhaltsbeihilfeempfängerinnen und 
Unterhaltsbeihilfeempfänger 

(1) Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 erha lten für die Mona te Januar 2024 bis Oktober 
2024 mona tliche Sonderzahlungen . Der Anspruch b e­
steht nur, wenn das Dienstverhältnis in dem jeweiligen 
Kalendermona t besteht und die Berechtigten in dem 
jeweiligen Bezugsmonat mindestens an einem Tag 
Anspruch auf Besoldung aus diesem Dienstverhä ltnis 
ha ben . 

(2) Berechtigte na ch § 1 Absatz 1 Sa tz 1 Nummer 3 er­
ha lten für die Monate Januar 2024 bis Oktober 2024 mo­
na tliche Sonderzahlungen. Der Anspruch besteht nur, 
wenn das öffentlich-rechtli che Ausbildungsverhältnis in 
dem jeweiligen Kalendermona t besteht und die Berech­
t igten in dem jeweiligen Bezugsmona t mindestens an 
einem Tag Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe a us diesem 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverh ältnis ha ben. 

(3) Die Höhe der Sonderzahlung beträgt mona tlich 

1. fü r Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Sa tz 1 Nummer 1 
und 2 mi t Anspruch auf Dienstbezüge n ach § 1 Ab­
satz 4 des Landesbesoldungsgesetzes 120 Euro, 

2. für Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 N ummer 1 
mit Anspruch auf Anwärterbezüge nach § 1 Absatz 5 
Nummer 1 des Landesbesoldungsgesetzes 50 Euro 
und 

3. für Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
mit Anspruch a uf Unterhaltsbeihilfe 50 Euro . 

(4) Der Anspruch r ichtet sich gegen den Dienstherrn , ge­
gen den die oder der Berechtigte im Bezugsmona t An­
spruch auf Besoldung oder Unterhaltsbeihilfe hat oder 
ha tte. Besteht aufgrund eines Dienstherrenwechsels ein 
Anspruch auf Besoldung oder Unterhaltsb eihilfe gegen 
mehrere Dienstherren im Anwendungsbereich dieses Ge­
setzes , so richtet sich der Anspruch auf Sonderzahlung 
gegen den a bgebenden Dienstherrn . 

§4 

Teilzeitbeschäftigung und begrenzte Dienstfähigkeit 

(1) Bei Teilzeitbeschäftigung gilt § 8 Absatz 1 des Lan­
desbesoldungsgesetzes entsprechend . In den Fällen des 
§ 65 Absa tz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310 , ber. S. 642) in der jeweils gelten­
den Fassung ist für die Bemessung des Umfangs der Teil-
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zeitbeschäftigung das Verhältnis der nach § 8 Absatz 1 
des Landesbesoldungsgesetzes anteilig gewährten Besol­
dung maßgeblich . 

(2) Bei begrenzter Dienstfähigkeit im Sinne des § 27 des 
Beamtenstatusgesetzes vo m 17. Juni 2008 (BGBl. I 
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung richtet sich die 
Höhe der Sonderzahlung nach § 9 Absatz 1 des Landes­
besoldungsgesetzes. 

(3) In den Fällen des § 2 sind jeweils die Verhältnisse am 
9. Dezember 2023 maßgeblich. Bestand an diesem Tag 
kein Anspruch a uf Dienstbezüge, Anwärterbezüge oder 
Unterhaltsbeihilfe, so sind sta ttdessen die Verhältnisse 
desjenigen Tages maßgebend, an dem die oder der Be­
rechtigte im Zeitraum vom 1. August 2023 bi s zum 8. De­
zember 2023 zuletzt einen solchen Anspruch ha tte. 

(4) § 3 Absatz 6 des Landesbesoldungsgesetzes ist ent­
sprechend anzuwenden. 

(5) Die Sonderzahlungen bleiben bei der Berechnung 
des Zuschlags nach § 70 des Landesbesoldungsgesetzes 
unberücksichtigt. 

§5 
Anspruchsvoraussetzungen für Versorgungs­
empfängerinnen und Versorgungsempfänger 

(1) Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 er­
halten eine einmalige Sonderzahlung für das Jahr 2023, 
wenn ihnen am 9. Dezember 2023 ein entsprechender 
Anspruch auf Versorgungsbezüge zugestanden ha t. Die 
Sonderzahlung nach Satz 1 wird in der Höhe gewährt, 
die sich nach dem jeweils maßgeblichen Ruhegehaltssatz 
und den Anteilssätzen des Witwen- , Witwer- und Waisen­
geldes sowie des Unterhaltsbeitrags aus dem Betrag von 
1800 Euro ergibt. Bei Empfängerinnen und Empfängern 
von Mindestversorgungsbezügen gilt der jeweils maß­
gebliche Mindestr uhegehaltssa tz. 

(2) Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 mit 
laufenden Versorgungsbezügen erhalten für die Monate 
Januar 2024 bis Oktober 2024 neben ihren Versorgungs­
bezügen mona tliche Sonderzahlungen. Die Sonderzah­
lungen nach Satz 1 werden in der Höhe gewährt, die sich 
nach dem jeweils maßgeblichen Ruhegehaltssatz und 
den Anteilssätzen des Witwen- , Witwer- und Waisengel­
des sowie des Unterhaltsbeitrages aus dem Betrag von 
120 Euro ergibt. Bei Empfängerinnen und Empfängern 
von Mindestversorgungsbezügen gilt der jeweils maß­
gebliche Mindestruhegehaltssatz . 

(3) Versorgungsbezüge im Sinne der Absätze 1 und 2 
sind das Ruhegehalt, das Witwengeld , das Witwergeld , 
das Waisengeld und der Unterhaltsbeitrag. 

(4) Der Anspruch auf Gewährung der Sonderzahlung 
nach Absatz 1 und 2 richtet sich gegen den Dienstherrn, 
gegen den die oder der Berechtigte zum jeweiligen Stich­
tag Anspruch auf Versorgungsbezüge hat oder hatte. 

§6 
Konkurrenzregelungen 

(1) Die Sonderzahlungen werden den Berechtigten für 
den jeweiligen Bezugszeitra um nur einmal gewährt. Dies 
gilt a uch bei gleichzeitigem Vorliegen mehrerer besolde­
ter Hauptämter im Sinne des § 5 des Landesbesoldungs­
gesetzes. Vorbeha ltlich der Regelungen in Absa tz 3 wird 
eine Sonderzahlung nach § 2 nicht gewährt , wenn den 
Berechtigten bereits nach § 3 Nummer llc des Einkom­
mensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862) in der je­
weils geltenden Fassung steuerfreie Leistungen für das 
Jahr 2023 aufgrund oder im Vorgriff auf eine bundes­
gesetzliche Regelung, eine gesetzliche Regelung eines an­
deren Landes oder eine tarifvertragliche Regelung aus 
einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen Dienst 
gewährt worden sind. 

(2) Bei der Berechnung sonstiger Bezüge oder sonstiger 
Leistungen bleiben die Sonderzahlungen unberücksich­
tigt. 

(3) Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp­
fängern wird beim Zusammentreffen mit einer der jewei­
ligen Sonderzahlung entsprechenden Leistung aufgrund 
bundes-, landesgesetzlicher oder tarifvertraglicher Rege-

lung aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen 
Dienst die Sonderzahlung mit der Maßgabe gewährt, 
dass 

1. der Anspruch aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
dem Anspruch aus dem Rechtsverhältnis als Versor­
gungsempfängerin oder Versorgungsempfänger vor­
geht, 

2. beim Zusammentreffen von Ruhegehalt mit Hinter­
bliebenenversorgung der Anspruch aus dem Rechts­
verhältnis als Ruhegehaltsempfängerin oder Ruhege­
haltsempfänger vorgeht sowie 

3. im Übrigen der Anspruch a us dem späteren Rechts­
verhältnis als Versorgungsempfängerin oder Versor­
gungsempfänger dem Anspruch aus dem früheren 
Rechtsverhältnis als Versorgungsempfä ngerin oder 
Versorgungsempfänger vorgeht. 

Im Falle der Gewährung einer Sonderzahlung oder einer 
vergleichbaren Leistung aus einem nachrangigen Rechts­
verhältnis, wird diese Zahlung auf die nach § 5 Absatz 1 
und 2 zustehende Sonderzahlung angerechnet. Soweit die 
Sonderzahlung aus einem vorrangigen Rechtsverhältnis 
geringer ist als die Sonderzahlung aus dem Rechtsver­
hältnis als Versorgungsempfängerin oder Versorgungs­
empfänger, wird der Differenzbetrag auf Antrag bei dem 
nachrangigen Rechtsverhältnis ausgezahlt. Bei der An­
wendung versorgungsrechtlicher Anrechnungs- , Kür­
zungs- und Ruhensvorschr iften sowie Vorschriften über 
die anteilige Kürzung bleibt die Sonderzahlung außer 
Betracht. 

§ 7 

Rückforderung 

Die Zahlung der Sonderzahlungen steht unter dem Vor­
behalt der Rückforderung, soweit nachträglich Tatsachen 
bekannt werden , nach denen ein Anspruch auf Gewäh­
rung der Sonderzahlungen nicht bestand. § 15 Absatz 2 
des Landesbesoldungsgesetzes und § 64 Absatz 2 des 
Landesb eamtenversorgungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils geltenden 
Fassung finden entsprechende Anwendung . 

§8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 9. Dezember 2023 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer 
Kraft. 

1102 

Artikel 2 

Änderung des Landesministergesetzes 

Das Landesministergesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 2. Juli 1999 (GV. NRW. S . 218), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 407) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 7 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5 ) Zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Ver­
braucherpreise wird den Mitgliedern der Landesre­
gierung, deren Amtsverhältnis am 9. Dezember 2023 
bestand, in entsprechender Anwendung von § 2 Ab­
satz 3 und § 3 Absatz 3 des Gesetzes über die Gewäh­
rung von Sonderzahlungen zur Abmilderung der ge­
stiegenen Verbraucherpreise in den Jahren 2023 und 
2024 für das Land Nordrhein-Westfalen vom 9. April 
2024 (GV. NRW. S . 200) 

1. für das Jahr 2023 eine einmalige Sonderzahlung in 
Höhe von 1 800 Euro und 

2. für die Monate Januar 2024 bis Oktober 2024 eine 
monatliche Sonderzahlung in Höhe von 120 Euro 

gewährt. § 6 und § 7 Satz 1 des Gesetzes über die Ge­
währung von Sonderzahlungen zur Abmilderung der 
gestiegenen Verbraucherpreise in den Jahren 2023 und 
2024 für das Land Nordrhein-Westfalen finden sinn­
gemäß Anwendung." 
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2. Dem§ 9 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Ver­
braucherpreise wird den ehemaligen Mitgliedern der 
Landesregierung sowie den Hinterblieb enen eines 
Mitglieds der Landesregierung, denen am 9. Dezem­
ber 2023 ein Anspruch auf Versorgung nach den §§ 10 
bis 14 zustand, in entsprechender Anwendung von § 5 
des Gesetzes über die Gewährung von Sonderzahlun­
gen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher­
preise in den Jahren 2023 und 2024 für das Land 
Nordrhein-Westfalen 

1. für das Jahr 2023 eine einmalige Sonderzahlung in 
der Höhe gewährt, die sich nach dem jeweils maß­
geblichen Ruhegeha ltssatz und den Anteilssätzen 
des Witwen- , Witwer- und Waisengeldes sowie des 
Unterhaltsbeitrags aus dem Betrag von 1800 Euro 
ergibt und 

2. für die Monate Januar 2024 bis Oktober 2024 eine 
mona tliche Sonderzahlung in der Höhe gewährt, 
die sich nach dem jeweils maßgeblichen Ruhe­
gehaltssatz und den Anteilssätzen des Witwen-, 
Witwer- und Waisengeldes sowie des Unterhaltsbei­
trags aus dem Betrag von 120 Euro ergibt. 

§ 6 und § 7 Satz 1 des Gesetzes über die Gewährung 
von Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiege­
nen Verbraucherpreise in den Jahren 2023 und 2024 
für das Land Nordrhein-Westfalen finden sinngemäß 
Anwendung." 

3. Dem § 19 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

,,(7) § 7 Absatz 5 und § 9 Absatz 3 treten mit Ablauf 
des 31. Dezember 2024 außer Kraft." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 9. Dezember 2023 in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 9. April 2024 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtsch aft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Kinder, Jugend , Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

Josefine P a u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef L aum a n n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Dorothee F e 11 e r 

Die Ministerin für Heima t, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

Oliver K r i s c h e r 

Die Ministerin für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Silke G o r i ß e n 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Ina Brandes 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Interna tionales sowie Medien und 

Chef der Staatskanzlei 

Nathanael Li min s k i 

- GV. NRW. 2024 S. 200 

2120 

Verordnung zur Änderung der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für 

Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure 

Vom 22. März 2024 

Auf Grund des § 1 Absatz 1 des Gesundheitsfachbe­
rufeweiterentwicklungsgesetzes vom 6. Oktober 1987 
(GV. NRW. S. 342), der zuletzt durch Artikel 8 des Ge­
setzes vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 572) ge­
ändert worden ist, verordnet das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales: 

Artikel 1 

In § 23 Absatz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure vom 
8. Juni 2017 (GV. NRW. S. 598) wird di e Angabe „2024" 
durch die Angabe „2026 " ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 22 . März 2024 

Der Minister 
für Arbeit , Gesundheit und Sozia les 

Karl-Josef Laum an n 

- GV. NRW. 2024 S. 202 

2221 

Gesetz zur Neuregelung 
des Kirchlichen Stiftungsaufsichtsrechts 

Vom 19. Januar 2024 

Aufgrund von Artikel 169 der Kirchenordnung vom 
10. Januar 2003 (KABl. 2004 , S. 86), zuletzt geändert 
durch Kirchengesetz vom 20. Januar 2022 (KABl. S . 101), 
hat die Landessynode das nachstehende Gesetz erlassen: 

Artikel 1 
Neufassung des Kirchengesetzes über die kirchliche 

Aufsicht für rechtsfähige kirchliche Stiftungen 
(Kirchliches Stiftungsaufsichtsgesetz) 

Das Kirchengesetz über die kirchliche Aufsicht für 
rechtsfähige kirchliche Stiftungen (Kirchliches Stif­
tungsaufsichtsgesetz) vom 18. Januar 1979 (KABl. S. 15), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 
2016 (KABl. S. 84), wird wie folgt neu gefasst: 
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